Die Zeitung krſche ist 
ragt, 
Vormitrags 11 Ka, 
zult Musnahme der Bu ame 
und Beilage, 
nn 
Alle 
reſp. Poſtämter nehmen 
Beſtellung darauf an. 


Berlin, vom 14. September. 

Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht, dem Herzoglich 
braunſchweigiſchen Poſt⸗Direktor Ribbentrop zu Braunſchweig den 
Rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe; dem katholiſchen Pfarrer Veith zu 
Löhndorf, Kreis Ahrweiler, den Rothen Adler-Orden vierter Klaſſe, und 
dem berittenen Gendarmen Wockenfuß zu Schloppe, Kreis Deutſch⸗ 
Krone, das Allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen. 

Der vormalige Juſlitiarius Otto von Müller iſt zum Rechts⸗ 
Anwalt bei dem Kreisgerichte zu Schneidemühl mit der Praxis bei den 
dazu gehörenden Gerichts⸗Kommiſſionen, unter Anweiſung feines Wohn⸗ 
ſitzes in Schneidemühl, und zugleich zum Notar im Departement des 
Appellationsgerichts zu Bromberg vom 1. Oktober d. J. ab ernannt 
worden. 


Der Königliche Hof legt heute die Trauer auf vierzehn Tage 
an für Se. Kaiſerliche Hoheit den Großfürſten Michael von 
Rußland. Berlin 13. September 1849. 


Deutſchland. 


Stettin. Baiern hat das letzte Wort geſprochen in der Frage des 
Drei-Königs⸗Bundes, es hat nein und aber nein geſagt. Es will nicht 
mitbauen an dem großen Tempel der vaterländiſchen Einheit, es will nicht 
gründen helfen die Größe eines Reiches, das von Europa beneidet werden 
müßte; es ſchließt ſich aus, geht allein, vielleicht nachbarlich zuſammen mit 
Würtemberg, um, wenn eine von Frankfurt her verlautende Nachricht wahr 
iſt, „Schildträger“ und „Präfekt“ Oeſterreichs zu werden. In der That, 
das Glück iſt auch größer, als „ein Präfekt Preußens“ zu ſein, wie ſich 
Jemand einmal bei Gelegenheit ausgedrückt hat. Kleinlicher Sinn, jede 
Abſonderung, jede Verſchließung gegen einen großen Gedanken ſtraft ſich 
früher oder ſpäter ſelbſt; auch Baiern, auch Wurtemberg werden dereinſt 
die Folgen tragen müſſen. Dieſe Staaten, welche aus fruheren Zeiten ſich 
erinnern ſollten, wie wenig Heil daran hängt, einem fremden Kaiſerreiche 
(Napoleon) zu dienen, wenn auch Titel und Ehren dabei herauskommen, 
ziehen es vor, lieber einem aus den verſchiedenſten Elementen zuſammen⸗ 
geſetzten Staatenvereine anzugehören, als frei und ebenbürtig mit Preußen, 
Sachſen, Hannover und den übrigen Verbündeten ein neues Deutſchland 
aufzubauen und mit ſeinen Stammbrüdern unter einem Säulendache zu 
wohnen. Was wird nun aus allem Gerede von den „deutſcheſten“ Fürſten? 
Einen ſolchen Ehrennamen verdienen doch nur diejenigen, welche ſich nicht 
ſelbſt aus dem Bunde der deutſchen Brüder herausdrängen, weil — ſie 
nicht die erſte Rolle fpielen zu können befürchten. Es iſt wie für den Ein⸗ 
zelnen, ſo für den Staat gewiß ein billiger Wunſch, etwas zu ſein, zur 
Geltung zu kommen; aber dieſer Wunſch muß ſich auch auf etwas grün⸗ 
den, ee muß einen Hinterhalt haben, ſonſt iſt er ein frommer Wunſch, 


h. einer von denen, die nicht in Erfüllung zu gehen pflegen. Doch was 


d 
hilft's? Jeder muß am beſten wiſſen, was ihm zuträglich iſt. 

D Stettin. Das Heer iſt nach dem Beſchluſſe der zweiten Kam⸗ 
mer nicht auf die Verfaſſung zu vereidigen. Dieſer Beſchluß iſt lediglich 
eine Frucht der Erfahrung, die ſeit dem Februar 1848 reifte. „Die Fuß⸗ 
ſtapfen haben geſchreckt.“ Das franzöſiſche Heer, die Nationalgarde hat⸗ 
ten auf die Verfaſſung geſchworen; die Revolution des Februar hat die 
Conſtitution umgeſtoßen, den König verfagt, die Truppen haben ihn ſchänd⸗ 
lich verrathen, verlaſſen, die Republik iſt eingeführt worden, der Eid war 
gebrochen; das Land iſt in ein unſägliches Elend verſunken, aus dem es 
ſich nur matt auf der Stufenleiter der Präſtdentſchaft, die zum Kaiſer⸗ 
thum führt, zu erheben vermag. In Sachſen war das Heer, die Natio⸗ 
nalgarde auf die Verfaſſung vereidigt; jenes blieb treu, dieſe verſchwor 
ſich zum Theil mit polniſchen und franzöſiſchen Emiſſären, den Thron zu 
ſtürzen und in Dresden ein Drama aufzuführen, deſſen Nachwehen dieſe 
Reſidenz noch lange empfinden wird, und deſſen Ende preußiſche, auf Kö⸗ 
nig und Vaterland vereidete Hülfe herbeiführen mußte. Auch das durch 
und durch conſtitutionelle Baden hatte feine Truppen auf die Verfaſſung 
chwören laſſen; Nationalgarde und Soldaten find zun größten Theile 
Freiſchärler geworden; der Großherzog ward landesflüchtig, die Preußen 
felften die Ordnung wieder her. Auch Baſern hat die Seinen auf die 
Verfafſung vereidigt und Würkemberg desgleichen. Der König von Wür⸗ 
temberg hielt fh in feiner Reſidenz nicht für ſicher, und für Baiern mußte 
0 die Pfalz ſäubern. Dieſe Spuren reichen hin, um die Vereidi⸗ 
Bun es Heeres auf die Verfaffung zu widerrathen. Rur fo lange hat 
u 1 5 der Eid eine Bedeutung, als der, welcher ihn leiſtet, noch an 
Ri 5 ott und eine Vergeltung glaubt. Dieſen Glauben zu Juntergraben, 
en 5 Ana Zeit Alles geſchehen. Wer einmal feinen Eid gebro⸗ 

at im Aufſtande gegen Obrigkeit und Geſetz, auf den kann ſich das 
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Land nicht mehr verlaſſen. Wir find alſo zufrieden mit dem Eide des 
Heeres zur Treue gegen König und Vaterland. g 


Berlin, 13. September. (Siebenunddreißigſte Sitzung der Erſten 
Kammer.) Der Präfivent frägt die Verſammlung, ob ſie genehmige, daß 
für Prüfung der von dem Herrn Miniſter des Auswärtigen in der vori⸗ 
gen Sitzung eingebrachten Vorlagen eine Commiſſion zu ernennen ſei. 

Miniſter⸗Präſident. Die Regierung iſt ſich bewußt, mit aller 
Offenheit die Vorlagen in der deutſchen Sache gemacht zu haben; es iſt 
nichts verſchwiegen worden, es war nichts zu verſchweigen. Wenn aber 
noch Manches dunkel, wenn Zweifel noch vorhanden ſein ſollten, ſo wird 
die Regierung ſehr gern bemüht ſein, dieſelben zu heben, und ſchließe ich 
mich deshalb von Herzen dem von dem Herrn Präſidenten gemachten Vor⸗ 
ſchlag für Wiedereinſetzung einer beſondern Kommiſſion Behufs Prüfung 
an 


Miniſter des Innern. Im Monat Dezember kamen im Kreiſe 
Roſenberg anhaltende Exzeſſe vor, wegen deren der Belagerungszuſtand 
dort verhängt werden mußte; ſeit dem März iſt derſelbe jedoch dort be⸗ 
reits wieder aufgehoben worden. Auch in Eſſen und Alten⸗Eſſen mußte 
der Belagerungszuſtand zum Schutze des dortigen Zeughauſes verhängt 
werden. Die Regierung legt auch darüber hier ihre Rechenſchaftsberichte 
vor, ob es auch zweifelhaft ſein könnte, daß dies ihre Pflicht ſei. 
After Theil der Tagesordnung. Die betreffende Abtheilung beantragt 
bei der Kammer, die Wahl des Grafen v. Zedlitz-Trützſchler nicht geneh⸗ 
migen zu wollen, was auch geſchieht. Die beantragte Ausſprechung der 
Gültigkeit der Wahl der Abg. Graf v. Schweinitz und Freiherrn von 
Gaffron erfolgt. ' 

2ter Theil der Tages-Ordnung. Der Central-Ausſchuß iſt in feinen 
weiteren Sitzungen vom 31. Auguſt d. J. und folgenden zur Berathung 
der Tit. I. und VII, der Verfaſſungs⸗Urkunde übergegangen. Sie um⸗ 
faſſen die Artikel 85 bis 97 einſchließlich und handeln von der richterlichen 
Gewalt und von den nicht zum Richterſtande gehörigen Beamten. 8 
Es iſt der Grundſatz leitend geweſen, daß nur ſolche Abänderungen 
in Vorſchlag zu bringen ſeien, welche die Erfahrung als nolhwendig und 
dem neuen Staatsleben entſprechend bezeichne, oder welche aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der Sicherung der in allen Staatsformen und insbeſondere auch 
in der conſtitutionellen feſtzuhaltenden Selbſtſtändigkeit des richterlichen 
Wirkens und der Erhaltung eines achtharen, ehrenhaften und Vertrauen 
verdienenden Beamtenſtandes geboten würden. 

Gegen die Ueberſchrift des Titel VI. 

„Von der richterlichen Gewalt“ f 
iſt nichts erinnert worden, und der Central⸗Ausſchuß beantragt die unver⸗ 
änderte Beibehaltung. 

Die Verſammlung nimmt daga die Ueberſchrift des Titels an. 

rt. 85 


Die richterliche Gewalt wird im) Die richterliche Gewalt wird im 
Namen des Königs durch unabhän⸗Namen des Königs durch unabhän⸗ 
gige keiner andern Autorität als derſgige in ihrer richterlichen Wirkſam⸗ 
des Geſetzes unterworfene Gerichtelkeit keiner andern Autorität als der 
ausgeübt. des Geſetzes unterworfenen Gerichte 

Die Urtheile werden im Namen ausgeübt. 
des Königs ausgefertigt und voll-| Die Urtheile werden im Namen 
ſtreckt. 10 RENRR ausgefertigt und voll⸗ 

reckt 


Die zweite Abtheilung hat in Vorſchlag gebracht, den Worten: „kei⸗ 
ner andern Autorität“ vorzuſetzen: „in ihrer richterlichen Wirkſamkeit“ “. 
Dieſer Antrag iſt mit 10 gegen 5 Stimmen angenommen, damit klar 
hervortrete, daß ſich die Unabhängigkeit und Selbſtſtändigkeit nur auf das 
richterliche Wirken, nicht auf die ſonſtigen Verhältniſſe der Richter beziehe 
und damit dieſer Artikel nicht Veranlaſſung biete, Uebergriffe der Gerichte 
zu beſchönigen und die Handhabung der Diseiplin nach Maßgabe des Ge⸗ 
ſetzes zu erſchweren. 5 a 
Nachdem der Abg. v. Tepper gegen den Commiſſions⸗Antrag und für 
das Geſetz geſprochen, ſpricht der Abg. Boetticher gegen beide. — Ich 
halte den Namen des Königs hoch, und will deshalb nicht, daß er überall 
da gebraucht werde, wo er nicht hingehört, bei Alimenten⸗ und tauſend an- 
deren Sachen. Ich will nicht, daß dem Bauer die Kuh weggenommen 
werde auf Exeeutionswegen im Namen des Königs. Das Geſetz muß 
eine Wahrheit ſein: es werden aber im Namen des Königs Dinge befoh⸗ 
len, von denen der König nichts weiß. Der Redner bringt ein Amende⸗ 
ment ein, wonach 1) das Wort „unabhängige“ und 2) „im Namen des 
Königs“ im erſten Satze, Alinea 2 aber drittens ganz zu ſtreichen fer. 
Der Juſtizminiſter vertheidigt den Artikel überhaupt wider die Angriffe 
des vorigen Redners. „Im Namen des Königs“ ſoll nur bezeichnen, daß 


eine Execution gefchehe im Namen der Exeeutivgewalt. Was den Antra 
auf Streichung des Alinea 2 betrifft, ſo erklärt ſich auch dagegen der Mi⸗ 
niſter, trägt vielmehr auf Beibehaltung an 5 


g an. f 
Nachdem der Schluß der Debatte genehmigt, fällt das getrennte Amen⸗ 


dement des Abg. Boetticher gänzlich. 


Der Berichterſtatter v. Ammon vertheidigt die Faſſung des Central⸗ 


Ausſchuſſes. Er hebt hervor, daß, wie ehrenhaft auch der Richterſtand 
bisher geweſen, er doch nicht unabhängig war, und dieſer ſeiner Unabhän⸗ 
gigkeit müffe in der Verfaſſung Erwähnung geſchehen. — Bei der Abſtim⸗ 
mung wird der 1ſte Satz nach Faſſung der Commiſſion abgelehnt, nach 
Faſſung des Geſetzes aber angenommen. — Der 2te (unveränderte) 
Satz wird angenommen. 4 85 

rt. 


Verfaſſungs⸗Urkunde. 


Die Richter werden vom Könige 
oder in deſſen Namen auf ihre Le⸗ 14 


elt ernannt, 1 Sie können nur durch Richter⸗ 
Sie konnen nur durch Richter⸗ ſpruch aus Gründen, welche die Ge⸗ 


i Vorſchlag des Central⸗ 
Ausſchuſſes. 


oder 
erna 


werden. 


8 A die Verſetzungen, Oeger 
eränderungen in der Organiſationſſichen Beſchluſſes erfolgen. 

der Gerichte oder ihrer Bezirke nö⸗ Per je ten Welche 
1519 ee dieſe Beſtimmung purch Veränderungen in der Orga⸗ 
seine Anwendung. Inifation der Gerichte oder ihrer Be⸗ 


Urſachen und unter den Formen, 


b iſtimmungen keine Anwendung. 
Zum erſten Abſatz find keine Erinnerungen oder Abänderungs⸗Vor⸗ 


ſchläge gemacht und der Central⸗Ausſchuß hat denſelben, die Nothwendig⸗ 
keit ſeiner Beſtimmung anerkennend, ohne Widerſpruch angenommen; da- 


gegen hat er geglaubt, dem ganzen zweiten Satz obige Faſſung geben zu 
Müſſen. f 


Icher zu ſtellen und feine gänzliche oder zeitweiſe Entfernung vom Amte, 


wenn ſie aus geſetzlichen Gründen nothwendig wird, gegen jegliche Willkür 
zu ſchützen beſtimmt iſt, war der Central⸗Ausſchuß einverſtanden; die Ver⸗ 


beſſerungsvorſchläge ändern auch keine weſentliche Beſtimmung und verfol⸗ 
r den Zweck größerer Deutlichkeit. Die Feſtſetzung in dem letzten 

linea dieſes Artikels iſt als nothwendig allſeitig anerkannt, da eine Ver⸗ 
Anderung in der Organiſation der Gerichte und ihrer Bezirke ſich ohne 
Verſetzung des Richterperſonals nicht ermöglichen läßt und es iſt nur nöthig 
erachtet, ſtatt der Worte „findet dieſe Beſtimmung“ den Plural: „finden 
vieſe Beſtimmungen“ zu ſetzen, weil das in Bezug genommene zweite Alineg 
mehrere Beſtimmungen umfaßt. 

Abg. Kisker iſt weder mit der Faſſung des Geſetzes, noch des Kom⸗ 
miſſionsantrages einverſtanden und bringt dieſerhalb ein Amendement ein, 
welches aber nicht ausreichende Unterſtützung findet. f 

Der Juſtizminiſter trägt als Mitglied der Kammer darauf an, daß, 
falls Alineg 2 des Commiffionsantrags falle, das Geſetz aber angen om⸗ 


men werde, in demſelben die Worte „und beſtimmt“ wegfallen, und für 


„penſionirt“ die Worte „in Ruheſtand verſetzt“ gebrgcht werden mögen; 
zieht aber feinen zweiten Antrag wieder zurück auf die Bemerkung des 
räſidenten, daß der Artikel bei feinem Ruckgange an den Ausſchuß füg⸗ 
lich dieſe andere Faſſung werde erhalten konnen. Bei der Abſtimmung 
wird der Iſte (unveränderte) Satz, der te Satz nach dem Commiſſions⸗ 
Vorſchlage und der Zte (unveränderte) Satz angenommen. 


N87 
Den Richtern dürfen andere beſol-⸗“ Den Richtern dürfen andere beſol⸗ 
dete Staatsämter nicht übertragenfdete Staatsämter fortan nicht über⸗ 
werden. Ausnahmen find nur aufftragen werden. Ausnahmen find nur 
Grund eines Geſetzes zuläſſig. auf Grund eines Geſetzes zuläſſig. 

Der Central⸗Ausſchuß hat geglaubt, hinter „Staatsämter“ das Wort 
„fortan“ einſchieben zu müſſen, um Bedenken über die Rückanwendbarkeit 
des Artikels zu begegnen. Die Verſammlung hat den Artikel ohne Dis⸗ 
fuſſion angenommen. g 

Art. 88. Die Organiſation der Gerichte wird durch das Geſetz be⸗ 
ſtimmt. (Die Kommiſſton behält dieſen Artikel unverändert bei.) Beſon⸗ 
dere Bedenken wider dieſen Artikel ſind im Ausſchuß nicht erhoben worden, 
Far auch die Verfammlung nimmt ihn ſofort unverändert ohne alle Dis⸗ 
uſſion ar 
Art. 89. Zu einem Richteramte darf nur der berufen werden, welcher 
ſich zu demſelben nach Vorſchrift der Geſetze befähigt hat. (Die Kommiſ⸗ 
Ron behält dieſen Artikel unverändert bei.) 

Die 4. Abtheilung hat die Streichung des Artikels als überflüſſig be⸗ 
antragt, weil ſchon der im Artikel A angenommene 3. Satz: „daß die öffent⸗ 
lichen Aemter für alle nach Maßgabe der geſetzlichen Bedingungen dazu 
Befahigten gleich zugänglich ſeien“, generell dafjelbe enthalte. Dem ent⸗ 
gegen iſt zur Erwägung gekommen, daß der Zuſammenhang des Artikels 
4 ein anderer ſei, indem er das Prinzip der Zugänglichkeit der Aemter 
für Alle ausſpreche und nur die Erlangung namentlich mit Hinblick auf 
die Verſorgung langgedienter Militairperſonen an die Bedingung der ge⸗ 
jeglichen Befähigung knüpfe, während der Art. 89 verordne, daß nur der⸗ 
jenige zum Richkeramte berufen werden könne, der ſich nach Vorſchrift der 
Geſetze dazu befähigt habe und mit Rückſicht hierauf hat ſich der Ausſchuß 
für Beibehaltung des Artifels entſchieden und empfiehlt denſelben zur An⸗ 
nahme in unveränderter Faſſung. i 

Die Kammer nimmt auch dieſen Artikel ohne Diskuſſion an. 

Art, 90. „Gerichte für beſondere Klaſſen von Angelegenheiten, ins⸗ 
beſondere Handels⸗ und Gewerbe⸗Gerichte, ſollen im Wege der Geſetzge⸗ 
bung an den Orten errichtet werden, wo das Bedürfniß foiche erfordert. 
Die Organiſation und Zuſtändigkeit der Handels⸗, Gewerbe⸗ und Mili⸗ 

-Aair⸗Gerichte, das Verfahren bei denſelben, die Ernennung ihrer Mitglie⸗ 


der, die beſon deren Verhältniſſe der Letzteren und die Dauer ihres Am deg 
werden durch das Geſeßz feſtgeſtellt.“ 
Die Kommiſſion ſtimmt für unveränderte Beibehaltung des Artikels 1 
iſt aber der Anſicht, daß Alinea 2 ganz überflüſſig ſei, weil ſchon der A rt. 
88 der Verfaſſung verordnet: „daß die Organiſation der Gerichte — ao 
aller Gerichte — durch das Geſetz beſtimmt werde.“ 

Vor dem Beginn der Diskuſſion bringt der Abg. Kisker ein Amen⸗ 
dement, welches der Streichung des Alinea 2 begegnen ſoll, ein, das aber 


verworfen wird. 


Abg. Kisker. Der 2te Satz ſcheint mir zu nöthig, als daß er ent⸗ 
behrt werden könnte, da jedoch mein dahin bezügliches Amendement ge- 


fallen, kann ich nur noch anheimgeben, daß der Artikel Behufs Reviſion 


zurückgehe an den Ausſchuß. 
Juſtizminiſter iſt gleichfalls dafür, daß Alinea nicht geſtrichen 


werde. N 
Die Richter werden vom Könige 
in deſſen Namen auf Lebenszeit 
zu ſetzen „ſolcher Gerichte“, wird unterſtützt. 


Das von dem Abg. Bornemann eben eingebrachte Amendement: im 
Alinea 2 ſtatt der Worte „Handels⸗, Gewerbe- und Militair⸗Gerichte“ 


Bei der Abſtimmung wird der iſte (unveränderte) Satz, dann der 


Verbeſſerungs⸗Antrag der Abg. Bornemann, und zuletzt der ganze fo ver⸗ 
ſpruch aus Gründen, welche die Ge- ſetze vorgeſehen haben, ihres Amtes 
ſetze vorgeſehen und beſtimmt haben, entſetzt oder zeitweiſe enthoben wer⸗ 
ihres Amtes entſetzt, zeitweiſe entho⸗ den. Die vorläufige Amtsſuspenſion, 
ben oder unfreiwillig an eine andere welche nicht kraft des Geſetzes ein⸗ 
Stelle verſetzt, und nur aus den Ur- tritt, und die unfreiwillige Verſez⸗ 
fachen und unter den Formen, welche zung an eine andere Stelle oder in 
im Geſetze angegeben ſind, penſionirt den Ruheſtand, können nur aus den 


beſſerte te Satz angenommen. 

F. 91. wird verleſen. 

Der Juſtiz⸗Miniſter: Die Verfaſſung beſtimmt bereits im . 69, 
daß künftig nur ein oberſter Gerichtshof exiſtiren ſolle. Für die Trennung 
ſpricht zur Zeit noch die verſchiedene Geſetzgebung, für die Vereinigung 
aber, daß andere Geſetze, z. B. eine allgemeine deukſche Wechſelordnung ze. 
von beiden oberſten Gerichtshöfen anerkannt ſind. Ebenſo daß, während 


f vom Ober - Tribunal über Ueberhäufung der Geſchäfte geklagt wird, der 
welche im Geſetze angegeben find, | 
und nur auf Grund eines richter⸗ 


Rheiniſche Caſſationshof feiert. 
Berichterſtatter v. Ammon: Die Rheinländer ſind eiferſüchtig 
auf eine Geſetzgebung, die auf einfachen Formen des Perſonenrechts, auf 
Oeffentlichkeit und Mündlichkeit und auf Geſchwornen Gerichte begründet 
iſt. Dieſe Grundſätze haben ſich zwar jetzt auch in den öſtlichen Provin⸗ 


; zen Bahn gebrochen, dennoch find noch große Unterſchiede in der Rechts 
lin nöthig werden, finden dieſe Be⸗ 


vflege vorhanden, und hat die beabfichtigte Vereinigung große Aufregung 
in der Rheinprovinz hervorgebracht. 

Artikel 91, welcher lautet: „Die noch beſtehenden beiden oberſten 
Gerichtshöfe ſollen zu einem einzigen vereinigt werden, wird darauf ange⸗ 
nommen. N 


F. 92. lautet: Die Verhandlungen vor dem erkennenden Gerichte in 


5 7 N | Eivil- und Straffachen ſollen öffentlich fein. Die Oeffentlichkeit kann je- 
Ueber die Tendenz dieſes Satzes, der die Unabhängigkeit des Richters N > 0 - 


doch durch ein öffentlich zu verkündendes Urtheil- ausgeſchloſſen werden, 
wenn ſie der Ordnung oder den guten Sitten Gefahr droht;“ und wird 
angenommen. Für das 2te Alinea bringt der 12 v. Witzleben ein Amen⸗ 
dement ein, nach welchem es heißen ſolle: Die effentlichkeit muß jedoch 
ausgeſchloſſen werden, wenn ſie der Sittlichkeit und der öffentlichen Ord⸗ 
nung Gefahr droht. 

Ein vom Abg. Walter eingebrachtes lautet dagegen: In andern 
Fällen kann die Oeffentlichkeit nur durch Geſetze beſchränkt werden. 

Abg. v. Witzleben wirft den rheiniſchen Gerichtshöfen vor, daß ſie 
mitunter mit Unrecht die Oeffentlichkeit beibehalten hätten, und daß in 
Frankreich Zerwürfniſſe im Familienleben häufig in der Oeffentlichkeit aller 


HGerichtsverhandlungen ihren Grund haben. 


Abg. v. Ammon fordert den vorigen Redner auf, ſolche Fälle zu 
nennen, da ihm keine bekannt geworden; von Witzleben nennt darauf den 
Caſſettendiebſtahl und den 0 Prozeß. Abg. v. Ammon beſtreitet, 
doß der Gerichtshof Veranlaſſung gehabt, bei dieſen Prozeſſen die Oef⸗ 
fentlichkeit auszuſchließen. ' 

Nachdem noch die Abg. v. Bernuth, Brüggemann, Goltdammer und 
Bornemann und der Juſtizminiſter kurz für das Walterſche Amendement, 
der Abg. v. Ammon gegen daſſelbe geſprochen, wird es von der Kammer 
angenommen, das Amendement Witzleben dagegen verworfen. 

F. 93. lautet: ) Ya 

Bei den mit ſchweren Strafen bedrohten Verbrechen, bei allen politi⸗ 
ſchen Verbrechen und bei Preß vergehen erfolgt die Entſcheidung über die 
Schuld des Angeklagten durch Geſchworene. Die Bildung des Geſchwor⸗ 
nen⸗Gerichts wird durch das Geſetz geregelt. i! i 

Abg. v. Gerlach. Ich habe ſchon in der vorletzten Sitzung meine 
Ueberzeugung ausgeſprochen, daß dieſe Verfaſſungs⸗Urkunde auf wirkliche 
neue legislative Beſtimmungen ſich beſchränken ſollte, die das beſtehende 
Recht ändern, davon ab⸗ oder hinzuthun, nicht aber Prineipien oder Maxi⸗ 
men ohne legislativen Inhalt vortragen, auch nicht ausſprechen, was ohne⸗ 
hin ſchon Rechtens iſt, oder ankündigen, wie künftig unſer Recht durch Ge⸗ 
ſetze fortgebildet werden ſoll. Für beſonders fehlerhaft aber muß ich es 
halten, wenn der Inhalt von Geſetzen, die gleichzeitig unſerer Berathung 
unterliegen, in einem ſummariſchen 1 in einzelnen 1 
graphen vorkommt. Dies iſt hier der Fall. Was der Artikel 93 ſagt, iſt 


ausführlich und im Zuſammenhange in dem uns a gen und näch⸗ 


ſtens zur Berathung kommenden Geſetze über die Juſtiz⸗Organiſation, wo 
es hingehört, enthalten und kann nur in dem Zuſammenhange dieſes Ge⸗ 
ſetzes gründlich erörtert und geprüft werden. Es iſt daher nicht rathſam, 
dieſe Prüfung hier, wo. fie nicht wee ausfallen kann, vorweg zu neh⸗ 
men, was geſchehen muß, wenn der Artikel 93 ſtehen bleiben fol. Die⸗ 
ſem Artikel ſteht aber außerdem noch das Bedenken entgegen, ob, außer 
den ſchweren Verbrechen, auch alle politiſchen und Preßvergehen, die oft 
geringfügiger Natur ſind, vor die Geſchworenen, wie hier beſtimmt wird, 
verwieſen werden ſollen. Man ſucht in dem Geſchwornengericht eine kräf⸗ 
tigere Garantie für die Rechtspflege, und eine ſolche bei ſchweren Verbre⸗ 
chen und Strafen eintreten zu laſſen iſt vernünftig. Aber die Aus dehnung 
dieſer Garantie auf andere als ſchwere Verbrechen, blos weil ſie politiſche 
oder Preßvergehen find, hat die Natur eines Privilegiums. Privilegien 
find nun zwar in vielen Fällen natürlich, nothwendig und daher gerecht ⸗ 
fertigt, wie denn auch dieſe Hohe Kammer und deren Mitglieder wichtige 
Privilegien genießen. Aber zu Gunſten derer, welche wegen politiſcher oder 
Preßvergehen vor Gericht geſtellt werden, Privilegien zu ſchaffen, kann ich 
nicht für rathſam halten. Man würde en nicht einmal verſtehn, wie 
man auf einen ſolchen Gedanken gekommen iſt, wenn man nicht wüßte, 
daß es im Jahre 1848 entſtand, wo allerdings dieſe Klaſſe Menſchen noch 
viele andere Privilegien genoß. Sollte man übrigens von einem Stand⸗ 
punkte aus, der nicht der meinige iſt, es für nöthig halten, daß alle wich⸗ 
tige Punkte unſeres Staatsrechtes, alſo auch das Geſchwornen⸗Gericht, in 


ſſungs⸗Urkunde erwähnt würden, ſo könnte dies ohne Aufnahme 
590 1570 Juhalts des Artikels 93 und namentlich ohne dieſe Beſtim⸗ 
mung wegen der politiſchen und Preßvergehen unter Verweiſung auf bas 
Juſliz⸗Organiſations⸗Geſetz geſchehn. a 

Der F. 93 wird ſodann angenommen. h dat 

Ebenſo 8. 94 ohne Debatte. Er lautet: Die Kompetenz der Gerichte 
und Verwaltungs⸗Behörden wird durch das Geſetz beſtimmt. Ueber Kom⸗ 
netenz- Konflikte zwiſchen den Berwaltungs- und Gerichts⸗Behörden entſchei⸗ 
det ein durch das Geſetz bezeichneter Gerichtshof. N 

Ueber §. 95, der lautet: „Es iſt keine vorgängige Genehmigung der 
Behörden nöthig, am öffentliche Civil⸗ und Militair⸗Beamte wegen der 
durch Ueberſchreitung ihrer Amtsbefugniſſe verübten Reichsverletzungen ge⸗ 
richtlich zu belangen“, entſpinnt ſich eine längere Debatte. 

Abg. v. Manteuffel. Dieſer Artikel iſt eine Erbſchaft von der 
National⸗Verſammlung, welche die Tendenz befolgte, die ganze preußiſche 
Staatsverwaltung in die Hände richterlicher Behörden zu legen und jede 
Verwaltung möglichſt zu beengen. Ich wünſche aber eine möglichſt ſelbſt⸗ 
ſtändige Verwaltung. ‚Sie verlangen ein verantwortliches Miniſterium, 
wie wollen Sie aber ein ſolches erreichen, wenn die Beamten dem Mini⸗ 

erium nicht verantwortlich find. Der Zuſat des gu o e 
Kan mich auch nicht befriedigen, da er nur zu einer Häufung von Proceſſen 
ühren kann. 4 1 
AR Juſtiz⸗Miniſter. Die Berfafjung darf keine Aenderungen aufneh⸗ 
men, die nicht zugleich Verbeſſerungen des Sinnes in ſich tragen. Iſt der 
vorige Redner anderer Meinung, ſo muß ihm dies überlaſſen bleiben. 

Abg. v. Ammon: Wir müſſen dem Kaiſer geben, was des Kai⸗ 
ſers iſt; die richterliche und Die Ererntidgewalt muß getrennt werden. 
Ju anderen Ländern iſt derſelbe Grundſatz aufgeſtellt. Frankreich, das 
den Becher der Revolution bis zum Rauſche des Wahnſinns geleert hat, 
hat dennoch dieſen Grundſatz nicht aufgegeben; kein Agent der Regierung 
darf dort anders, als mit Erlaubniß der Regierung vor Gericht geſtellt 
werden. 15 emen 014 

Miniſter des Innern: Zwei Prinzipien ſtehen ſich hier ſchroff 
gegenüber. Die Einen wollen die Verfolgung der Beamten gaͤnzlich den 
Vorgeſetzten unterwerfen, während die Andern den Behörden gar kein Recht 
dazu einräumen wollen. Meine Meinung iſt, daß den Beamten ein ge⸗ 
wiſſer Schu nöthig iſt. Ich will nicht dem Regimente durch Reſeripte 
das Wort reden, aber der e muß vom Vorgeſetzten abhängen. 
Ich ſtimme fur das Amendement Ammon. = 

Juſtizminiſter: Ich mache darauf aufmerkſam, daß es ſich hier 
um eine ſtaatsrechtliche Frage handelt. Wollte man blos den Richter ent⸗ 
ſcheiden laſſen, ſo hieße dies, das ganze Staatswohl in die Hände der 
Richter zu legen. Der Beamte iſt ſeiner Dienſtbehörde verantwortlich, ſie 
muß ihn alſo auch gegen ungemeſſene Angriffe ſchuͤtzen, wenn er ſein Amt 
mit Muth und Unerſchrockenheit ausübt. Ich ſtimme für das Amendement 
Ammon. i a 5 

Ein Antrag auf namentliche Abſtimmung wird verworfen. Das dar⸗ 
auf angenommene Amendement Ammon lautet: Die Bedingungen, unter 
denen öffentliche Militair⸗ und Civilbeamte wegen der durch Ueberſchreitung 
ihrer Amtsbefugniſſe verübten Rechtsverletzungen verfolgt werden dürfen, 
beſtimmt das Geſetz. . 

Darauf wird Tit. VII. mit den von der Commiſſion vorgeſchlagenen, 

unweſentlichen Abänderungen, nach welchen die Ueberſchrift anders gefaßt 
und die beiden SS. 96 und 97 in einen Artikel gefaßt werden, ohne De⸗ 
batte angenommen. Danach heißt der Titel jetzt: „Von den nicht zum 
Richteramte gehörigen Staatsbeamten Art. 96. Die beſondern Rechts⸗ 
verhältniſſe der nicht zum Richterſtande gehörigen Staatsbeamte, einſchließ⸗ 
lich der Staatsanwälte, ſollen durch ein Geſetz geregelt werden, welches, 
ohne die Regierung in der Wahl der ausführenden Organe zweckwidrig zu 
beſchränken, jedoch mit Rückſicht auf die vor Verkündigung der Verfaſſung 
erworbenen Auſprüche, den Staatsbeamten gegen wüllkürliche Entziehung 
von Amt und Einkommen angemeſſenen Schutz gewährt.“ — Schluß der 
Sitzung 3 Uhr. Nächſte Sitzung: Montag 10 Uhr. 
Leipzig, 12. September. Die hieſigen Aſſiſen ſind ſo eben Abends 
6 Uhr geſchloſſen und die Geſchwornen in ihre Heimath entlaſſen worden. 
Der Gang blieb ſich ſeit Montag Nachmittag, wo von den Beklagten 
alle intelligenten Köpfe, die ſich nicht zu ihrer Partei bekannten, verwor⸗ 
ſen und darum faſt nichts als ſchlichte Landleute zu Geſchwornen gewählt 
wurden, gleich, d. h. die Beklagten wurden ſämmtlich ſreigeſprochen, und 
iſt ſonach nur der zuerſt auf der Anklagebank geſeſſene Literat Oelkers ver⸗ 
urtheilt worden. Im Ganzen wurden 7 Fälle verhandelt, wobei 10 Per⸗ 
ſonen inkriminirt waren. Die Beklagten ſind nicht nur von der Strafe, 
ſondern auch von den Koſten freigeſprochen worden. (D. R.) 


Oldenburg, 11. September. Nach Art. 169. unſeres Stagtsgrund⸗ 
geſetzes ſteht dem Großherzoge das Recht zu, den Landtag zu vertagen, zu 
ſchließen und aufzulöſen. Deshalb wurde der Landtag auch, ohne alle Er⸗ 
klarung von Seiten des Miniſteriums, aufgelöſt. Daß keine andere Ur⸗ 
ſache vorhanden ſei, als nur der Konflikt wegen des Berliner Bündniſſes, 
darüber war man freilich im Klaren, denn in allen andern Beziehungen 
waren keine große Differenzen zwiſchen dem Landtage und dem Staatsmi⸗ 
niſterium vorhanden. „Eine heute erſchienene Proklamation des Großher⸗ 
zogs giebt uns nun die Gewißheit, daß der Landtag nur der Ablehnung 
wegen aufgelöſt wurde. Wir erfahren auch der Proklamation, daß der 

ertrag von Seiten des Großherzogs ratifieirt und die Ratifieation dem 
nachſten Landtage zur verfaſſungsmäßigen Beſtätigung vorgelegt werden 

wird. = Die 1 lautet: 585 

„Wir Paul Friedrich Auguſt e f 
Oldenburg 10 18 ch Auguſt, von Does Gnaden Großherzog von 
„Unſerm getreuen Volke ſind die Gründe bekannt geworden, welche 
ns nach langer und reiflicher Erwägung bewogen haben, dem in dieſem 
den lehrt zu Berlin unter der Leitung und dem Vorgange der Krone Preu- 
115 abgeſchloſſenen Bündniß, welches gegenwärtig ſchon 24 dentſche Staa⸗ 
en mi, mehr als 25 Millionen Menſchen umfaßt, beizutreten. 

16 „Nicht, nur aus allgemein deutſchen Geſichtspunkten mußte es Uns 
4 eine dringende patriotiſche und politiſche Pflicht erſcheinen, den einzigen 
a übrigen Weg zur Erlangung einer einheitlichen Verfaſſung Deutſch⸗ 
Verb im Sinne der Nation mit zu betreten, ſondern auch die beſondern 
a des Großherzogthums, welches des Rechtsſchutzes bedarf und 
a Su Gefahr in einer bedenklichen Iſolirung verharren kann, machten 

udlich unerläßlich, den wiederholten und dringenden Aufforderungen un⸗ 


ſerer mächtigſten Nachbarſtaaten zu entſprechen. Das Land durfte nicht 
länger in ſchutz⸗ und verbindungsloſer Lage den Zufällen und Anſprüchen 
ausgeſetzt ſein, welche in einer tiefbewegten Zeit jeder Tag bringen konnte; 
es mußte ſeine wichtigſten eigenthümlichen Intereſſen durch directe Theil⸗ 
nahme an den Verhandlungen und Verabredungen über die Zukunft Deutſch⸗ 
lands zur Sprache gebracht und gewahrt ſehen; es konnte mit Recht ver⸗ 
langen, daß die Regierung einer ſo großen Frage gegenüber nicht länger in 
Unentſchiedenheit verharre, ſondern ſich thätig betheilige, um, ſo viel an 
ihr iſt, zu dem Bau des Ganzen beizutragen, um Verſäumniſſe und Nach⸗ 
theile zu vermeiden und dem Lande diejenigen Vortheile zu ſichern, auf 
welche es etwa nach ſeiner beſondern Lage Anſpruch hat. 

„Der zu Berlin in der Mitte des Monats Juli d. J. von Unſerer 
Regierung verhandelte Anſchlußvertrag iſt ſodann dem am Ende deſſelben 
Monats zuſammengetretenen erſten allgemeinen Landtag des Großherzog⸗ 
thums zur Bere inden Zustimmung vorgelegt worden, und der 
Landtag hat dieſelbe nach langeren Verhandlungen freilich nur mit einer 
Majorität von einer einzigen Stimme abgelehnt. 

„Es iſt Uns daher zu Unſerm Schmerze nichts anderes übrig geblie⸗ 
ben, als den allgemeinen Landtag, der ſich in zwei faſt ganz gleiche Hälf⸗ 
ten über dieſe wichtigſte politiſche Frage geſpalten fand, inmitten ſeiner für 
das Land ſo dringenden und zur Fortentwickelung unſerer neuen Jutiſtutio⸗ 
nen unentbehrlichen Arbeiten wieder aufzulöſen. Die Gründe, auf welche 
die ſchwache Majoritat des Landtags die Verwerfung des Ausſchuſſes ge⸗ 
ſtützt hat, ſcheinen fo wenig zutreffend und unter ſich übereinſtimmend, fo 
ohne alle Bezeichnung eines andern Ausweges, ſo ſehr dem ſonſt häufig 
ausgedrückten Vertrauen auf Unfere Regierung entgegen, daß Wir nicht 
zweifelhaft darüber fein konnten, es liege hier ein Fall vor, in. welchem die. 
Berufung an die Stimme des Landes vorzugsweiſe gerechtfertigt erſcheine. 

„Wir haben demnach die nöthige Verordnung zur Ausſchreibung neuer 
Wahlen ſofort ergehen Taffen und vertrauen feſt zu Unſerm getreuen Volke, 
es werde ſich zahlreich und eifrig bei denſelben betheifigen und feine Stimme 
nur ſolchen Männern ertheilen, deren bewährter und vorurtheilsfreier Cine 
ſicht die Entſcheidung über das Wohl des Vaterlandes in dieſer ſchwieri⸗ 

en und bedenklichen Zeit, wie die Beurtheilung verwickelter politiſcher 
1 — anvertraut werden kann. 

„In dieſer zuverſichtlichen Erwartung haben Wir auch, bewogen durch 
den in den letzten Tagen erfolgten Hinzutritt neuer dringlicher Uniftände, 
kein Bedenken getragen, Unſere Ratification des in Berlin abgeſchloſſenen 
Vertrages nunmehr zu erklären und zu vollziehen, indem Wir Uns vorbe⸗ 
halten, dieſelbe dem unverzüglich zu verſammelnden neuen allgemeinen 
Landtag durch Unſer Miniſterium zur verfaſſungsmäßigen Beſtatigung vor⸗ 
legen zu laſſen. | ! 

„Auf dem Schloſſe zu Raſtede, 10. September 1849. 


Aug u ſt. 
5 Schloifer. Mosle. Zedelius. Römer.“ 
Der Miniſter Oberſt Mosle, welcher die Einleitung zu dem Vertrage 
an dem genannten Tage getroffen, iſt zwar zur Ratification noch nicht ab⸗ 
gereiſt, wird aber in den nächſten Tagen nach Berlin 9 175 1730 
onſt. Z. 
Gießen, 4. September. Die von den demokratiſchen Vereinen be⸗ 
ſchloſſene Wahl Vogts zum Deputirten des Wahlbezirks Gießen in die 
Ba Kammer droht unſere Stadt abermals in eine große Aufregung zu 
verſetzen. k 
Frankfurt, 9. September. Se. königl. Hoheit der Prinz von Preu⸗ 
ßen hat ſeinen früheren Plan, bereits geſtern auf einige Tage nach Karls⸗ 
ruhe und Freiburg zu gehen, aufgegeben, und dieſe Excurſton auf unbe⸗ 
ſtimmte Zeit verſchoben. Der Prinz wohnte geſtern einem kleinen freund- 
ſchaftlichen Diner bei der Frau v. Brandhof, Gemahlin des Erzherzogs 
Reichsverweſers, bei. Am Abend erſchien Se. k. Hoheit in einer glänzenden 
und zahlreich beſuchten Geſellſchaft beim preußiſchen Minifter = Nefinenten 
Geheimen Rath Balan, deſſen Familie erſt in den letzten Tagen nach Frank⸗ 
furt zurückgekehrt war. Heute war großes militairiſches Diner beim Prinz 
zen. Unter den Gäſten befand ſich auch Fürſt von Leiningen und Bürger 
meiſter Müller. Abends beſuchten Se. k. Hoheit, wie in der Regel, fo 
auch heute, das Theater. (Fr. J.) 
Frankfurt a. M., 11. September. Mehrere Zeitungen theilen von, 
hier aus gleichzeitig folgendes Gerücht mit, das wir eben als Gerücht 
wiedergeben. f | . und ze 70788 
Der Erzherzog Johann fol heute Abend ſpät eine Depeſche folgenden 
Inhalts aus Teplitz erhalten haben. Mit der am 7. daſelbſt ſtattgefun⸗ 
denen Zuſammenkuüfk der beiden Könige von Preußen und Sachſen und 
des Kaiſers von Oeſterreich ſei eine völle Verſtändigung erreicht worden. 
Oeſterreich erkenne den Bundesſtaat unter Preußens Leitung an, ſchließe 
dagegen ein engeres Bündniß mit Baiern und Würtemberg auf Grundla⸗ 
gen, welche ſich der politiſchen Einheit nähern würden. Eine möglichſt in⸗ 
nige Union ſolle zwiſchen dem deutſchen Bundesſtaat und der öſterreichi⸗ 
ſchen Konföderation aufgerichtet, die Bundes⸗Centralgewalt einem Kolle⸗ 
um von 5 Perſonen übertragen und das Präſtdium abwechſelnd von 
Hesse und Oeſterreich geführt werden. (D. R.) 


Frankfurt, 11, September. Heinrich v. Gagern hat vor einigen 
Tagen ſeinen bisherigen Aufenthalt an dem elterlichen Sitze zu Hornau 
verlaffen und iſt mit ſeiner Familie auf fein Gut in Monsheim bei 
Aienbesspeitn, Provinz ut einen und zu. feiner landwirthſchaftlichen 

eſchäftigung zurückgekehrt. — Aus Hamburg ft. Hr. Gabriel Rieſſer 
hier eingetroffen und wird einige Tage in Frankfurt verweilen. (D. 3.) 

Hamburg, 12. September. Seit der Aufhebung der Blokade herrſcht 
hier ein reges, vielgeſchäftiges Treiben, und an dem Hafen gewährt der 
Maſtenwald einen erfreulichen, erhebenden Aublick. Bedeutende Waareu⸗ 
maſſen kommen faſt täglich ſeewärts an, theils aus England, theils aus 
der weſtlichen Hemiſphäre. Es gehen auf hier eirea 30 Dampfböte, von 
Hull, Leith, Neweaſtle, London und Liverpool, die in ununterbrochener 
Thatigkeit begriffen ſtud. Wie wir hören, ſoll neben der älteren holländi⸗ 
ſchen eine neue Dampfſchifffahrtsverbindung durch engliſche Spekulanten 
anilsen hier und Amſterdam etablirt werden. Das Projekt der Lübeck⸗ 

üchen⸗Hamburger Eiſenbahn ſoll erſt zum Frühling des künftigen Jahres 
verwirklicht werden. N N 
Hamburg, 12. September. In unſerer Nähe hat ſich geſtern Abend 
ein ſehr bedauernswerthes Unglück ugetragen. Unter ziemlich heftigem 
Sturmwinde ſetzten bei Altona zwei Ewer, mit Leuten, welche vom Alto⸗ 
naer Jahrmarkfe kamen, gefüllt, vom Lande und führen in der Richtung 


nach Moorburg zu. Auf der Fahrt dahin brach ein förmlicher Sturm aus 
und ſchlug bei Neuhof beide Ewer um. Leider konnten die darin befind⸗ 
lichen Perſonen nicht alle Rettung finden; 27 von ihnen, größtentheils 
Frauen und Kinder, fanden den Tod in den Wellen. 


Aus Holſtein, 13. September. Ein neues Edikt iſt erſchienen, 
nämlich keine amtlichen Briefe ferner an die Statthalterſchaft 
und ſchleswig⸗holſteiniſche Regierung zu befördern. (Conſt. 3.) 

Gravenſtein, 11. September. Am Sonntag Nachmittag wurden die 
Blockhäuſer, Pulverſchuppen, Bivouakhütten, Schanzkörbe ꝛc. von nicht 
ſchwer zu errathenden Brandſtiftern angezündet und bis auf den Grund 
abgebrannt, Palliſaden und andere Gegenſtände aus Holz auf Wagen, 
Karren und Rücken nach Sondersburg (das durch die Dänen und ihre 
Genoſſenſchaft in ein herrliches Renommee kommt) und nach Düppel aus⸗ 
geführt. Allein das Holz zu ſelbigen Gegenſtänden hat cirea 2700 Mark 
gekoſtet. So reiht ſich eine Schandthat, eine Wortbrüchigkeit und Ehrlo⸗ 
ſigkeit von Seiten des Feindes der andern an. Unſerer Schutzwehr hat 
man uns beraubt und läßt nun jene Horden pacisciren und den Waffen⸗ 
ſtillſtand mit Füßen treten. Habe und Leben erſcheinen im Herzogthum 
Schleswig mehr und mehr auf ſolche Weiſe bedroht. N 

— Die nach ibrer Inſel zurückgekehrten ausgewieſenen Alſener haben 
dem Bürgermeiſter Leisner in Sonderburg geloben müſſen, die Inſel nicht 
ohne Erlaubniß oder Befehl von ihm zu verlaſſen und nicht nach dem 
Feſtlande zu korreſpondiren — während die von drüben eee 191055 

(D. R.) 


und rauben. 
Oeſterreich. 

Wien, 11. September. Se. Majeſtät iſt heute halb 5 Uhr Morgens in 
Schönbrunn angekommen, wo bloß ſeine Adjutanten anweſend waren. Um halb 
n Uhr war er ſchon auf dem Glacis, um über 2 Detachements Cavallerie, die 
von Lemberg nach Italien gehen, Revue zu halten. Die Begnadigung Görgey's 
iſt ein freiwilliger Akt des Kaiſers. Unter den Miniſtern waren einige, welche 
das Schickſal Görgey's mit dem der andern Inſurrektions⸗Häupter zugleich ent⸗ 
ſcheiden laſſen wollten. Das Gerücht von vielen Militair⸗Exekutionen, das durch 
einige Journale verbreitet wurde, iſt ganz unbegrüedet. Es ſind Verurtheilungen 
vorgefallen, aber bisher nur 2— 3 Individuen hingerichtet worden. Auch bemerkt 
die „Preſſe“, daß die Verurtheilungen meiſtens nur Leute aus den untern Stän⸗ 
den, faſt unzurechnungsfähige trafen, und wünſcht Gradationen, beſonders auch 
Modifikationen in den Strafen, die noch immer nach dem thereſianiſchen Geſetz⸗ 
buche verhängt werden. (Voſſ. 3.) 

Lien, 11. September. Die Angaben wegen Stärke der Inſurgen⸗ 
ten in Komorn lauten ſehr verſchieden. Ueberläufer von dort geben die 
Zahl auf eirea 90% Mann an. Reiſende, welche Komorn während des 
Latägigen Waffenſtillſtandes paſſirten, behaupten dagegen, daß die Beſatzung 
bei 15,000 Mann ſtark ſei. Manche wollen dort ſogar 30,000 Inſurgen⸗ 
ten wahrgenommen haben. Nach verläßlichen Daten wird die Stärke auf 
11,000 Mann angenommen. 

— Geſtern iſt FM. Lederer in dem nahen Orte Hütteldorf geſtor⸗ 
ben. Wie bekannt, hat derſelbe noch unter Metternich beantragt, die Re⸗ 
gierung möchte die militairiſchen Vorſichtsmaßregeln in Ungarn verdoppeln, 


weil eine Inſurrektion im Lande bevorſtehe. Sein Vorſchlag blieb damals 


unbeachtet. 

— Die Wiener Zeitung meldet vom 11. September: Geſtern um 1 
Uhr Mittags ſind mittelſt Separatzuges Se. Durchlaucht der Herr Her⸗ 
zog von Sachſen⸗Coburg, Herzog Auguſt (Sohn) und der Herr Herzog 
von Nemours ſammt Familie und Gefolge nach Dürnkrut abgegangen. — 
Noch immer beſchäftigen ſich die Wiener Blätter mit müßigen Konjektu⸗ 
ren über die Verſchiedenheit in den beiden Entwürfen der ei 

Ref. 

— Wir erfahren, daß Bem in der Wallachei in die Hände der Ruſ⸗ 
ſen gefallen iſt. 5 i KEIL Br‘ (C. C. 

— Von allen ungariſchen Provinzen iſt die Baeska diejenige, welche 
am meiſten gelitten hat. Hier tritt der Haß der verſchiedenen Nationali⸗ 
täten in Akten der gewaltſamen Rache auf, und man war daher genöthigt 
in Thereſiopol wegen der fortwährenden Räubereien das Standrecht zu 
publieiren. Die Bevölkerung miſcht ſich in dieſer ſüdlichen Gegend, welche 
die Serben als einen integrirenden Theil ihrer Woiwodſchaft beanſpruchen, 
am bunteſten. Ein Correſpondent der „Oſtdeutſchen Poft« behauptet, daß 
in dieſem Comitate 182,713 Ungarn, 117,859 Deutſche, 104,488 Serben, 
88,971 flaviſcher Zungen, aber nicht altgläubiger Serben, endlich über 
10,000 Juden, zuſammen gegen 504,031 Menſchen wohnen. Dieſe Zahlen 
bedeuten übrigens nur die Abkunft der Bewohner, denn da die ungariſche 
Sprache alle Honoratioren, und in den gemiſcht bewohnten Oertern ſelbſt 
die Serben, die Jsraeliten aber allgemein ſprechen, ſo kann man die unga⸗ 
riſch Sprechenden füglich auf die Hälfte der Bewohner nehmen. Die 
Serben machen nur den fünften Theil der Bevölkerung aus, beſitzen nicht 
den zwanzigſten Theil des gangen Gebietes, wohnen, ausgenommen vier 


kleinere Oerter, nirgends unvermifcht, ja in den oberen Gegenden gar nicht, 
ee en Bewohner, endlich beſonders die Proteſtanten, haben eine 
entſchiedene Abneigung gegen alles, was ſerbiſch iſt. 

f Sich wei z. 

gau. In jüngſter Zeit haben ſich in Aarau einige Flüchtlinge 
Do ee N hei Der Kleine Rath hat daher dem Polizei ⸗Depar⸗ 
tement aufgetragen, alle Flüchtlinge, die ſich widerſpenſtig oder ungehorſam 


benehmen, ohne Weiteres über die Schwejzergränze zu transportiren. 


(Aarg. Z.) 
Schwedeu und Norwegen. 


Stockholm, 4. September. Da es ſich jetzt ſchon vorausſehen 
5 dem nächſten Reichstage die Liberalen in einer heftigen 
Oppoſition gegen die Regierung auftreten und der Reform ⸗ Frage eine ihr 
bis dahin fremd gebliebene Richtung geben werden, jo iſt es natürlich — 
um die Stellungen und Verhältniſſe hier richtig beurtheilen zu können — 
von großer Wichtigkeit, zu wiffen, an wem denn wohl eigentlich die Schuld 
zu dieſem Bruche zwiſchen den Liberalen und der Regierung liege. In 
dieſer Beziehung ſind die Worte, welche der Graf Anckarſwärd, jener 
greiſe Veteran im Lager der Liberalen, auf der Zuſammenkunft in Oerebro 
dußerte. Nachdem er durch eine freimüthige und gewiſſenhafte Prüfung 
des Repraͤſentations⸗Entwurfes der Regierung die Gründe für ſeine 
Ueberzeugung von einer nothwendigen Annahme desſelben dargelegt, ſchließt 
er: „Bei einer Ueberſicht von Europa's jetzigen politiſchen Verhältniſſen 
im Allgemeinen dürfte man ſich die Frage geſtatten können, ob man nun 


ehen in intellektueller Hinſicht den übrigen Völkerſchaften nach, die 


die Zeit als günſtiger für die Sache der Freiheit betrachte, als damals 
wo der Repräſentations⸗ Entwurf der Regierung rene wurde, 1550 
woher man die ſanguiniſchen Vorſpiegelungen von Kraft und Vermögen 
nehme, während der jetzigen Reactions Epoche in der ganzen Welt in 
Schweden die Reform durchzuſetzen, nachdem die Allianz über Bord 
geworfen? Man dürfte in Gefahr gerathen, mit den ſchönen liberalen 
utopiſchen Träumereien verſchlagen zu werden, ohne Ausſicht, wie bald 
oder ob irgend der erſehnte Hafen erreicht werden könne, und dies während 
des Jubels der Conſervativen über die erzwungene Trennung 
der Königsmacht von den Liberalen, welche ſich in ihren 
Forderungen fo unerſättlich und ſchwer zu befriedigen zeigen, 
Wenn ſich für die Annahme des Repräſentations⸗ Entwurfes der Regierung 
keine andere Eibe fänden, als nur dem großen Meinungsſtreit in 
Schweden ein Ende zu machen, fo würde ich (der Graf) das für Hin- 
reichend halten als Motiv, um mitzuwirken zur Stimmung der Opinion 
für die Annahme deſſelben .... Die Verwerfer desſelben geben ſich, 
ich wiederhole es nach meiner innigſten Ueberzeugung, zu Werkzeugen 
der Conſervativen hin, natürlich, ohne es zu wollen. Ich habe mich 
nie dazu beguemen können; dieſes iſt für mich ein neuer Grund, auf dem 
nächſten Reichstage, fo weit meine Kräfte reichen, für die Annahme deg 
Repräſentations⸗ Entwurfes der Regierung beizutragen u. ſ. w.“ Dieſe 
Worte bedürfen keines weiteren Commentars. (Köln. Z.) 


Getreide ⸗ Berichte. 
! Stettin, 14. Septbr. 
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Gerſte, 22—25 Thlr. 

75 ER Mu 9 85 Sap 
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pro e Re bez. nn & a 
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Oktbr. 25 ¼½ %, pro Oktbr. 20 /, und pro Frühjahr 1850 24 % bez. 

Zink, ſchleſ., 4½ Thlr. pro Ctr. 

Landmarkt⸗Preiſe: 

Weizen Roggen feſter, Gerſte Hafer Erbſen 
49 à 52 20 3 28 23 2 25 10 a 18 30 a 32 Thlr. 
Spiritus 25½ „ ebne Faß. 
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Sonnabend, den 15. September 1849. 


Deutſchland. 

erlin, 14. September. Die Schritte des ehemaligen Abgeordne⸗ 

ten Aſeſſer Jun 9 fen Aufenthalt für die Zukunft in Berlin nehmen 

10 dürfen, ſind bei den Behörden geſcheitert. . ung W 

nung am Hausvogteiplatz bereits verlaſſen ir iſt 185 } = 3 

önigl. Hoheit Prinz Albrecht find in ende eingetroffen; 

f ei BR Oſtende nicht das Reiſeziel des Prinzen, vielmehr 

ſoll 5 ſelbe gewillt ſein, eine größere Seereiſe anzutreten und, gleich ſei⸗ 
b fürſtichen Vetter, Oſtindien zu beſuchen. (Couſt. 3.) 

— — Die Commiſſion der zweiten Kammer für die Verfaſſungsreviſion 
at geſtern abermals einen ſehr wichtigen Beſchluß gefaßt. Sie hat den 
Art. 108. aus der Urkunde geſtrichen. Derſelbe lautet, „die beſtehenden 
Steuern und Abgaben werden forterhoben und alle Beſtimmungen der be⸗ 
ſtehenden Geſetzbücher, einzelne Geſetze und Verordnungen, welche der ge⸗ 
enwärtigen Verfaſſung nicht zuwider laufen, bleiben in Kraft, bis ſie 
111 ein Geſetz abgeändert werden.“ Es hat hiernach die Streichung of. 
fenbar den Effekt, den Kammern gleich das Steuerbewilligungs Recht zu 
bindieiren. Darüber wird ohne Zweifel in der Kammer ein ſehr hitziger 
Kampf entbrennen, da die Anſichten hierüber außerordentlich auseinander 
gehen. Auf der einen Seite erkennt man hierin wohl ein conftitutioneles 
Grundrecht, auf der andern aber fürchtet man die Ruckkehr einer National- 
Verſammlung und will daher jenes Grundrecht jetzt noch nicht aussprechen. 
Auch über den Zuſatz zu Art. 107, „Das Heer wird nicht auf die 
Verfaſſung vereidigt“ find die Gemuther noch immer in lebhafter Erre⸗ 
gung. Daß das Heer nicht vereidet werden dürfe, ſcheint der großen Ma⸗ 
jorität unzweifelhaft, und es hätte, um fie zu dieſer Ueberzeugung zu brin- 
gen, kaum erſt der Broſchüre des Grafen von Arnim bedurft, deſſen Argu⸗ 
mente zum Theil ſogar wenig günſtigen Eingang gefunden haben; allein 
man will nicht, daß dies in der Verfaſſung ausgeſprochen werde. Eines 
Theils hält man es formell für ungerechtfertigt, eine Negative, Etwas, das 
nicht geſchehen ſoll, in das Geſetz aufzunehmen; andern Theils trägt man 
wohl auch ein dunkles Bedenken, dem Heer ſo gewiſſermaßen durch das 
Grundgeſetz der Nation zuzurufeu: Ihr ſeid nicht an Weed, a 
nden! i h 30 
> a; Die Berathung der Verfaffungs = Urkunde dürfte in der zweiten 
Kammer in nächſter Woche beginnen. Man glaubt in 8 bis 10 Sitzungen 
mit der ganzen Arbeit fertig zu ſein. Sollte dann die Commiſſion für die 
Gemeinde⸗Ordnung ihren Bericht bereits erſtattet haben, ſo wird man ſich 
unverzüglich dieſem Gegenſtande zuwenden, und ihren Referenten hat die 
letztgenannte Commiſſion in der Perſon des Abg. Oppenhoff, Oberbürger⸗ 

meiſter von Bonn, bereits ernannt. (Conſt. 3.) 
— Der Abg. Fröhner von Berlin und Genoſſen haben der zweiten 
Kammer einen „Antrag auf Abänderung, reſp. Erweiterung der Geſetzge⸗ 
bung, den Handwerkerſtand betreffend“ vorgelegt. Derſelbe iſt bemerkeng⸗ 
werkh, weil ſich darin alle die Forderungen aufgenommen finden, die ſeit 
der Revolution von dieſem Theil der Staatsbürgerſchaft erhoben wurden. 
Es heißt darin: 1) Jeder, welcher ein Handwerk ſelbſtſtändig betreibt, oder 
betreiben will, hat die Pflicht, der Innung des betreffenden Gewerks bei⸗ 
zutreten. 2) Die Concurrenz des Staats rückſichtlich der Gewerbe⸗Indu⸗ 
ſtrie wird aufgehoben. 3) Die für das Militair nothwendigen Vebürfniffe 
an Handwerksarbeiten aller Art find fernerweit nicht mehr durch Militair⸗ 
Handwerker, ſondern durch die bürgerlichen Handwerksmeiſter zu beſchaffen. 
4) In den Straf⸗ und Corrections“⸗ Anſtalten iſt jeder Betrieb zur Ferti⸗ 
ung von Handwerks⸗ und Fabrikations- Gegenſtänden zum feilen einzelnen 
Verlauf ausgeſchloſſen. 5) Die gegenſeitigen Bedürfniſſe der Straf- und 
Corrections-Anſtalten können in den Anſftalten gegenſeitig gefertigt wer⸗ 
den, dagegen find Bedürfniſſe anderer Staatsanſtalten an Handwerks⸗ 
Gegenſtänden nicht durch Anfertigung in den Straf- und Corrections⸗ 
Anſtalten zu beſchaffen. 6) Lieikationen und Submiſſionen werden bei 
Staats⸗ und Communal - Arbeiten aufgehoben. 7) Die handwerksmäßi⸗ 
‚gen Arbeiten für Staats- und Communal⸗ Zwecke dürfen nur im Wege 
der Vereinbarung mit den betreffenden Gewerbetreibenden oder durch 
Uebertragung derſelben an die betreffenden Innungen beſchafft werden. — 
Dieſen Anträgen iſt eine ſehr ausführliche Motivirung beigegeben. 


— Direktor von Kaulbach wird mit ſeinen aus München hergebrach⸗ 
ten tüchtigen Schülern Echter und Muhr nur noch bis Ende dieſes Mo⸗ 
von denſelben das 
in dieſem Sommer 
ö ſeine Arbeiten hier 
weil die Witterung immer rauher und ungünſtiger wird. In 
den letzten Tagen hat derſelbe wieder mit bewundernsvoller Genialität 
ausgeführten, theils 
emäl welche uns die Zerſtö⸗ 
ſowie die Zerſtörung Jeruſalems und 


ı uns Moſes mit feinem 
von Gott begeifterten, prophetiſchen Antlitz, wie 
tafeln emporhält und ſeinen linken Fuß auf das von ihm zerſtörte goldene 
Kalb ſetzt. Zu feinen Füßen befinden ſich zwei israelitiſche Knaben, von 
denen der eine zu den Geſetztafeln gläubig hinaufſchaut, und der andere 
noch mit einem Hammer auf das ſchon zerſtörte goldene Kalb zürnend 
ſchlägt. Während uns hier nun der ſchöpferiſche Meiſter Kaulbach den 
mit Gott in unmittelbarem Verkehr ſtehenden großen Geſetzgeber veran⸗ 
ſchaulicht, führt er uns auf dem zweiten Karton als eine Ark von Gegen⸗ 
ſatz den Solon als weiſen, tiefnachſinnenden Geſetzgeber in antiker Ge⸗ 
I und mit fehr mildem Gefichte vor; wie derſelbe feine Geſetze durch 

achdenken, alſo durch die Vernunft ohne göttliche Begeiſterung ſchafft 


darſtellen ſollen, ange⸗ 


Heere zur Aushilfe zu dienen. Art. 36. 


und niederſchreibt. Zu ſeinen Füßen befindet ſich ein Kaſten, worin die 
blutig ſtrengen Geſetze Drakos liegen, die er gleichſam zu mildern und 
umzugeſtalten ſich bemüht. Zwei ſchöne griechiſche Knaben bemerkt man 
um den wei ſen Geſetzgeber emſig beſchäftigt. Solons Bild dürfte, wenn 
wir nach unſerem Gefühl ein Urtheil uns hier erlauben, auf den Be⸗ 
ſchauer einen weit wohlthuenderen Einfluß ausuͤben, als das 5 Nel) 
Ref. 

Berlin, 14. September. Der Gentral - Ausſchuß der erſten Kammer für 
Reviſton der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 5. Dezember 1848 hat ſo eben ſeinen Be⸗ 
richt über Tit, I. Art. 32—37 publizirt. Derſelbe verlangt mannigfache Abän⸗ 
derungen des jetzigen Textes der Verfaſſung. Art. 33 ſoll ganz geſtrichen wer⸗ 
den. Die anderen Artikel ſollen wie folgt lauten: Art. 32. Alle Preußen find 
wehrpflichtig. Den Umfang und die Art beftimmt das Geſetz. Art. 34. Die 
bewaffnete Macht kann zur Unterdrückung innerer Unruhen und zur Ausführung 
der Geſetze nur auf Requiſition der Eivilbehörden und in den dom Geſetze be⸗ 
ſtimmten Fällen und Formen verwendet werden. Für die Feſtungen wird das 
Geſetz die Ausnahmen feſtſtellen. Art. 35. Außer dem Heere und der Landwehr 
wird eine Bürgerwehr gebildet, um Perſonen und Eigenthum zu ſchützen und dem 
Der Militair⸗Gerichtsſtand des Heeres 
beſchräukt ſich auf die Strafſachen und wird durch das Geſetz geregelt. Die Be⸗ 
timmungen über die Militair⸗Disziplin im Heere bleiben Gegenſtand beſonderer 
Verordnungen. Art. 37. Die bewaffnete Macht iſt weſentlich eine gehorchende. 
Sie darf mithin als ſolche weder in noch außer dem Dienſte berathſchlagen, oder 
ſich irgend wie anders, als auf Befehl verſammeln. Verſammlungen und Ver⸗ 
eine der Landwehr zur Berathung militairiſcher Einrichtungen, Befehle: und An⸗ 
ordnungen, ſind auch dann, wenn die Landwehr nicht zuſammenberufen iſt, un⸗ 
ſtatthaft. Ein ganz neuer Artikel ſoll in folgender Faſſung zugefügt werden: Auf 
das Heer finden die in den Artikeln 5. 6. 27. 28 und 30 enthaltenen Beſtimmun⸗ 
gen nur in ſo weit Anwendung, als die militairiſchen Geſetze und Disziplinar⸗ 
Vorſchriften nicht entgegen ſtehen. ö 

Beſondere Debatten hat der Art. 35, welcher die Bürgerwehr betrifft, her⸗ 
vorgerufen. Um eine Entſcheidung wegen derſelben herbeizuführen, wurden fol⸗ 
gende Fragen in dem Central⸗Ausſchuß geflelft: Soll überhaupt der Bürgerwehr 
in der Verfaſſung erwähnt werden? Sie ward mit 13 gegen 1 Stimme bejapt, 
Soll der Name Bürgerwehr in der Verfaſſungs⸗Urkunde gebraucht werden? Dieſe 
Frage ward mit 8 gegen 6 Stimmen bejaht. > 0 

— Von Baiern iſt auf die letzte Anfrage unſerer Regierung die Erklärung 
eingegangen, daß es dem Bündniſſe vom 26. Mai c, entſchieden nicht beitrete. 
— Am 3. d. M. Abends brach im Dorfe Leetze, im Kreiſe Salzwedel, Feuer 
aus, vermuthlich, ja wahrſcheinlich von ruchloſer Hand angelegt. Fünf Ackerhöfe 
mit der ſämmtlichen nicht verſicherten mobilen Habe, mit ſämmtlichen bereits eine 
geſcheuerten Früchten und der ganze Viehſtand des einen Beſitzers wurden ein 
Raub der Flammen. Drei Menſchen kamen bei dem Brande um; zwei derſelben 
blieben gleich im Feuer todt, ein Mann ſtarb am folgenden Morgen an den er- 
haltenen Brandwunden. C. 

— Das Individuum, welches vor einigen Tagen zwei Meſſerſtiche erhalten 
hat, indem es einen jungen Mann im Thiergarten berauben wollte, iſt vorgeſtern 
Abend in der Charité an ſeinen Wunden verſtorben. Die That bleibt dadurch 
unaufgeklärt. Der Umſtand jedoch, daß der Geſtorbene andere Kleidungsſtücke 
trug, als er während der That angehabt hat, ſoll noch auf andere Spuren ge⸗ 
führt haben und ein zweites Individuum in die Unterſuchung 1 ni 

Potsdam, 13. September. Vorgeſtern Abend iſt Se. Maj. der König auf 
Sansſouci zurückgekehrt. Geſtern war auf dem Exerzierplatze hinter Sansſouei 
Vorſtellung und Exerzitium im Feuer der erſten Garde⸗Inf.⸗Brigade, welche die 
hieſige Garniſon bildet, wozu die Füſilier-Bataillone vom 9. und 14. Regiment 
(wovon das erſtere in den Commüns hinter dem Königl, neuen Palais, das an⸗ 
dere in der Stadt liegt) herangezogen waren, vor den Generalen von Wrangel, 
v. Prittwitz und v. Schreckenſtein. Auch J. K. H. die Prinzen Carl u. Albrecht 
waren zugegen, nicht aber Se. Majeſtät der König. — Mit heute ſcheint die 
Theilnahme dieſer Jufanterie⸗Brigade an den diesjährigen Herbſtübungen begon- 
nen zu haben, wenigſtens iſt das Füſilier⸗Bataillon vom 14. Regiment, wie ver⸗ 
lautet, auf Vorpoſten ausgerückt; morgen werden andere Detachirungen erfolgen, 
dann das Ausrücken der ganzen Garniſon zum Feldmanöver, welches, wie es 
heißt, auch zu einem Kampf um die Einnahme hiefiger Reſidenz führen wird. 
Die Kavallerie⸗Brigade iſt noch nicht in ihre hieſigen Standquartiere wieder ein⸗ 
gerückt. (Voſſ. 3.) 

Breslau, 10. September. Wie es gegenwärtig um die Guſtav⸗ 
Adolph⸗Stiftung ſteht, beweiſen leider folgende Zahlen. Die Einnahme 
betrug im Jahre 1847 70,000 Rthlr., 1848 40,000 Rthlr., 1849 14,000 
Rthlr. Daß man ſich von einem Vereine zurückzieht, deſſen mitwirkendes 
Mitglied Uhlich in Magdeburg iſt, kann nicht auffallen, da dieſer Mann 
nach der Magdeburger Zeitung an der Spitze eines Komitees ſteht, wel⸗ 
ches für die Rebellen in der Schweiz Geld ſammelt. Will die Guſtav⸗ 
Adolphs⸗Stiftung wieder zu Ehren kommen, ſo wird ſie nicht umhin 
können, bei der Aufnahme ihrer Mitglieder ſehr wähleriſch zu ſein. 


D. Ref.) 
Von der oberen Heute Nachmittag kehr⸗ 
ten Se. Durchlaucht der 


Sigmaringen und deſſen 


Donau, 6. September, 
regierende Fürſt Karl Anton von Hohenzollern⸗ 

f Gemahlin Ihre Hoheit die Fürſtin Joſephine mit 
den Prinzen Anton und Friedrich nach ſechs wöchentlichem Aufenthalt in 
Oſtende auf ihren zum Empfange feſtlich geſchmückten Sommerſitz Schloß 
Inzighofen bei Sigmaringen zurück. Unmittelbar nach der Ankunft der 
hohen Perſonen erſchien ein von dem Befehlshaber der k. preußiſchen Trup⸗ 
pen, Oberſt v. Kuſſerow beorderter Ordonnanzoffizier bei Hofe, um dem 
Fürſten eine von dem Regiments⸗Muſikeorps begleitete Compagnie Infan⸗ 
terie als Ehrenwache anzubieten, welche Ehrenbezeigung jedoch der Fürſt 
für dieſen Tag ablehnte. Größere militairiſche Feſtlichkeiten werden mor⸗ 
gen zur Feier des Geburtsfeſtes des Fürſten ſtattfinden. (Conſt. Z.) 
— 8, September. Geſtern, am Gebutsfeſte des regierenden Fürſten 
Karl Anton von Hohenzollern⸗Sigmaringen, war große Cour auf dem un⸗ 
weit der Reſidenz gelegenen Schloß Jnzighofen, dem gegenwärtigen Auf⸗ 
enthaltsort der furſtlichen Familie. Im Laufe des Tages wurden ſämmt⸗ 
liche in Sigmaringen weilenden königl. preuß. Stabsoffiziere dem Fürſten 
durch den commandirenden Oberſt v. Kuſſerow vorgeſtellt. Das Regi⸗ 
ments⸗Muſikeorps ſpielte während der Tafel ſeine trefflichen Weiſen, unter 
andern die Nationalhymne und das Lied: „Ich bin ein Preuße“. Am 
Abend wurde dem Fürſten eine Serenade mit Fackelſchein gebracht und in 
den von der Donau durchſtrömten wildromantiſchen Schloßanlagen unter 
Leitung des Batteriecommandanten v. Lengsfeld ein Feuerwerk abgebrannt. 
Die einzeln rieſenhaften Felspartieen und die von militairiſchen Gruppen 


ſtaffirten Schluchten des Gartens ſchwammen im Farbenſchmuck vieler tau⸗ 

ſend bengaliſcher Flammen. Ein dreifaches feuriges „Hoch“ auf den Für⸗ 

ſten und die Fürſtin ſchloß den feſtlichen Abend unter dem Schall der 

Muſik und dem Donner der in der Nähe des Schloſſes aufgeſtellten preu⸗ 

ßiſchen Geſchütze. ; 2 (Conſt. Z.) 
Frankreich. 


Paris, 10. September. Das „Journal des Debats” giebt heute 
ausführliche Mittheilungen über die Reiſe des Präſidenten der Republik 
nach Sens. Es heißt darin: Ueberall auf ſeinem Wege wurde er von 
dem lebhaften Ruf: „Es lebe Napoleon!“ empfangen. Dieſer Ruf und 
der: „Es lebe der Kaiſer!“ erneuten ſich lebhafter in Fontainebleau und 
beſonders in Montereau, wo die Erinnerungen an die Kaiſerzeit noch fo 

lebendig find... Die Antwort des Präſidenten auf den Trinkſpruch des 
Maire von Sens zeigte eben fo viel Würde als Beſcheidenheit.. Nicht 
blos aus Vergnügen oder im Frohndienſt, ſondern auch aus politiſcher Neu⸗ 
gier folgen wir dieſen Reiſen. Dieſe Eiſenlinien, die durch Berge, Wäl⸗ 
der und Flüſſe in das Land dringen, ſind eben ſo viel Sonden, die man 
in die Eingeweide Frankreichs ſenkt und die lebendige Quellen daraus her⸗ 
vorſprudeln laſſen. Je weiter man in die Provinzen kommt, je mehr ſieht 
man die Sehnſucht nach Ordnung und Geſetz zum Vorſchein kommen. 
Das iſt die wahre Bedeutung der Ausrufungen, die wir in den Provinzen 
vernehmen. So wird es immer fein. Nach den Exeeſſen der Anarchie 
wirft ſich das Volk in die entgegengeſetzten Exeeſſe, und wenn man es mit 
Unordnung gejättigt, verlangt es endlich mehr als Ordnung. Wer ift 
Schuld daran 

In Sens war ein großes Mahl von 300 Gedecken. In der Mitte 
des Saales bemerkte man einen Kronleuchter, der einen Adler trug. Letz⸗ 
terer hielt eine Krone von Eichenlaub und Lorbeeren in ſeinen Klauen. 
Die Namen Napoleon der Große, Joſeph, Louis, Jerome, 
Lucian fanden ſich unter den Blumen eingeflochten. Der Maire brachte 
den Trinfſpruch auf den Präſidenten aus, deſſen Antwort folgendermaßen 
lautete: „Meine Herren! Vor einem Jahre um dieſe Zeit war ich ver⸗ 
bannt, geächtet; hätte ich meinen Fuß auf den franzöſiſchen Boden ſetzen 
wollen, man hätte es mir unterſagt. Heute bin ich das anerkannte Ober⸗ 
fat d der 8 Nation. Wer hat dieſe Veränderung in meinem Schick⸗ 
al bewirkt? Sie ſind's, das ganze Departement der Nonne iſt es, wel⸗ 
ches dadurch, daß es mich zum Abgeordneten ernannte, mich in mein 
Vaterland zurückgerufen hat. Sie haben geglaubt, meine Herren, daß 
mein Name Frankreich nützlich ſei; Sie ſagten ſich, daß, fremd allen Par- 
teien, ich keiner feindlich ſei, und daß ich, indem ich alle Männer, die dem 
Vaterlande ergeben ſind, unter dieſelbe Fahne reihte, als Vereinigungspunkt 
ia einem Zeitmoment dienen könnte, wo die Parteien gegen einander er⸗ 


bittert ſchienen. Das Departement der Nonne hat ein Beiſpiel gegeben 

das befolgt wurde, das anſteckend wurde; denn Frankreich gab mir ſpäter 
6 Millionen Stimmen. Ich danke Ihnen nicht, mir die Macht gegeben 
zu haben, denn die Macht iſt eine ſchwere Laſt. Dafür danke ich Ihnen 

daß Sie mir die Thore des Vaterlandes geöffnet haben. Ich wäre gern 
bis nach Tonnerre gegangen, wo ich mehr im Mittelpunkt des Departe- 
ments geweſen wäre, um ihm meine ganze Erkenntlichkeit zu bezeugen. 
Aber die Zeit hat mir gefehlt, ich bedauere es ſehr. Erlauben Sie mir 
einen Toaſt nicht allein auf Sens auszubringen, ſondern auf das ganze 
Departement der Nonne. Glauben Sie mir, daß ich ſtets des Vertrauens 
würdig fein werde, das Sie mir auf eine fo rührende Weiſe bewieſen ha⸗ 
ben.“ Rauſchender Beifall folgte dieſer Rede. Um 9 Uhr Abends war 
der Präſident mit ſeinem Gefolge in Paris zurück. 

E ueber das Verhältniß der Miniſter zu dem vielbeſprochenen Briefe 
Ludwig Bonaparte's bringt der amtliche „Moniteur“ heute Folgendes: 
„Man lieſt in der „Patrie“ von geſtern Abend, daß die Behauptung meh⸗ 
rerer Journale, der Minifter des öffentlichen Unterrichts habe Paris ver- 
laſſen wegen eines tiefen Zwieſpaltes zwiſchen ihm und den übrigen Mi⸗ 
niſtern in Betreff des Briefes des Präsidenten der Republik an den Oberſten 
Ney, falſch ſei; daß vielmehr Herr v. Falloux vor feiner Abreiſe dem 
Miniſterrath, dem der Präſident ſeinen Brief mittheilte, beigewohnt und 
dieſem Brief ſeine vollſte Billigung ertheilt habe. Dieſe Note der Patrie 
trägt die Bezeichnung: Mitgetheilt. — Der Miniſter des öffentlichen Un. 
terrichts ſchickt uns hierüber folgende Berichtigung zu: „Die von der 
Patrie veröffentlichte Note iſt Herrn v. Fallour nicht mitgetheilt worden. 
Er hätte die Ausdrücke derſelben nicht genehmigen können. Die Mitthei⸗ 
lung des Briefes des Präſidenten der Republik war rein vertraulich und 
ſchloß jeden Gedanken an eine Veröffentlichung aus.“ — Das geſammte 
Miniſterium, auch Hr. Falloux, hat alſo den Brief gekannt; allein Fal⸗ 
loux erklärt ſich gegen die Veröffentlichung. Dies ſcheint auch aus einer 
weiteren Erklärung der Patrie hervorzugehen, welche bemerkt, ſie wolle 
ſich in Bezug auf die „Ausdrücke“ der ihr mitgetheilten Note nicht einlaf- 
fen; doch ſolle der Parteigeiſt dieſem Zwiſchenfalle keine beſondere Bedeu⸗ 
tung beilegen. Man könne mit Sicherheit behaupten, „dieſe Note enthalte 
den aufrichtigſten Ausdruck des Gefühls, mit dem alle Mitglieder des Ka⸗ 
binets den ihnen mitgetheilten Brief des Präſidenten der Regierung aufge 
nommen haben.“ N 


— Zu Marſeille wüthet die Cholera ſo ſtark, daß man 180 Kranke 
und Verwundete von der italieniſchen Armee, die daſelbſt ankamen, um im 
Militair⸗Hoſpital untergebracht zu werden, ſofort nach Aix weiter beförbert 
hat, um fie vor der Seuche zu bewahren, die namentlich unter ihren Ka⸗ 
meraden im Hoſpital bereits viele Opfer hingerafft hat. i 


Zur Beantwor- Auktionen. 
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tung derſelben iſt ein Termin auf 


verk au 


Mein guter theurer Sohn, der Doctor der Medizin, 
Emil Lemonius, ſtarb am Sten d. bei einem Be⸗ 
ſuche in Liverpool in den Armen ſeines Bruders. 

Stettin, den 14ten September 1849. : 

Lemonius. 


—— 


Gerichtliche Vorladungen. 
Ediktal⸗ Citation. 


Nachdem über den Nachlaß des zu Angermünde ver⸗ 
ſtorbenen Kaufmanns Daniel Gottlieb Lübke der erd⸗ 
ſchaftliche Liquidations⸗Prozeß eröffnet worden iſt, ha⸗ 
ben wir Termin zur Liquidation der Forderungen 
auf den 21ſten Dezember e., Vorm. 10 Uhr, 
vor dem Herrn Juſtizrath Claſſe an hieſiger Gerichts⸗ 
ſtelle anberaumt, zu welchem die unbekannten Credito⸗ 
ren unter der Verwarnung vorgeladen werden, daß ſie 
bei ihrem Ausbleiben aller ihrer etwanigen Vorrechte 
verluſtig erklärt und mit ihren Forderungen an das⸗ 
jenige, was nach Befriedigung der ſich meldenden Gläu⸗ 
biger übrig bleibt, verwieſen werden müſſen. 

Gleichzeitig werden den auswärtigen Gläubigern 
als Mandatarien der Herr Juſtiz⸗Rath Lindinger hie⸗ 
ſelbſt und der Herr Rechts⸗Anwalt Grieben zu Anger⸗ 
münde in Vorſchlag gebracht. 

Schwedt, den 16ten Auguſt 1849. 
Königl. Kreisgericht. Abtheilung I. 


Edietal⸗ Citation. 


Der am 16ten Februar 1777 in Kankelfitz bei Labes 
in Hinterpommern geborne Joachim Friedrich Schmidt, 
welcher ſeit vielen Jahren verſchollen iſt, eventuell deſ⸗ 
ſen unbekannte Erben oder Erbnehmer werden auf den 
Antrag des dem Erſtern zum Curator beſtellten Ju⸗ 
ſtizkommiſſarius Schweiger aufgefordert, ſich am 29ften 
Januar 1850, Vormittags 11 Uhr, in dem Gerichts⸗ 
lokale zu Kankelſitz perſönlich oder ſchriftlich zu mel⸗ 
den und zu legitimiren, widrigenfalls der Joachim 
Friedrich Schmidt für todt erklärt und ſein aus etwa 
832 Thlr. 12 ſgr. 8 pf. beſtehendes Vermögen ſeinen 
legitimirten Erben ausgeantwortet wird. 

Regenwalde in Hinterpomm., den 6ten März 1849. 
Das Patrimonialgericht zu Kankelfitz und Leſſenthin. 


Publieandum. 


Da die Gerichtsbarkeit über Kankelfitz und Leſſenthin 
mit dem 1ſten d. Mts. auf die unterzeichnete Gerichts⸗ 
Deputation übergegangen iſt, wird der in der Sache 
wegen Todeserklärung des Joachim Friedrich Schmidt 
aus Kankelfitz durch die Verfügung vom 6ten v. Mts. 
auf den 29ſten Januar 1850, Vormittags 11 Uhr, in 
Kankelfitz angeſetzte Termin nicht dort, ſondern hier in 
Labes an ordentlicher Gerichtsſtelle abgehalten. 

Labes, den 19ten April 1849. N 

Königliche Kreis⸗Gerichts⸗Deputation. 


Edietal⸗Citation. 


Die Ehefrau des Schneidermeiſters Buchhorn, Jo- 
hanne, geborne Dannehl, zu Magdeburg, hat gegen 
ihren genannten Ehemann die Eheſcheidungsklage we⸗ 


den 25ſten Oktober 1849, Vormittags 11 Uhr, 
vor dem Deputirten, Herrn Obergerichts⸗Aſſeſſor Jacobi, 
im Lokale des hieſigen Kreis-Gerichts angeſetzt worden. 
Der feinem Aufenthalte nach unbekannte Schneider⸗ 
meiſter Buchhorn wird hierdurch aufgefordert, in die⸗ 
ſem Termine perſönlich oder durch einen gehörig legi⸗ 
timirten Bevollmächtigten aus der Zahl der hieſigen 
Rechtsanwälte, als ſolche ihm die Herren Pitzſchky, 
Pfotenhauer und Lenke in Vorſchlag gebracht werden, 
zu erſcheinen und die Klage vollſtändig zu beantwor- 
ten. 

Im Fall ſeines Ausbleibens wird angenommen wer— 
den, daß die in der Klage angeführten Thatſachen be- 
ſtritten und die beigebrachten Urkunden nicht auerkannt 
werden. Stettin, den 22ſten Juni 184%, 

Königl. Kreis⸗Gericht. Abtheilung für Prozeßſachen. 


m 


Subhaſt ationen. 


Bekanntmachung. 

Von der Königl. Kreisgerichts⸗Kommiſſton zu Damm 
ſoll das im Randower Kreiſe belegene, dem Gutsbe⸗ 
ſitzer Lieutenant a. D. Manteuffel gehörige, auf 6818 
Thlr. 3 fgr. 4 pf. abgeſchätzte Erbzinsgut Friedensburg, 
zufolge der nebſt Hypothekenſchein und Begingungen 
in der Regiſtratur einzuſehenden Taxe, 

am 26ſten Februar 1850, Vormittags 11 Uhr, 
Schulden halber in nothwendiger Subhaſtation an or⸗ 
dentlicher Gerichtsſtelle meiſtbietend verkauft werden. 

Alle unbekannten Realprätendenten werden aufge⸗ 
fordert, ſich bei Vermeidung der Präkluſion mit ihren 
Anſprüchen an das Grundſtück ſpäteſtens in dieſem Ter⸗ 
mine zu melden. 

Damm, den-2öften Juli 1849. ü 

Königl. Kreisgerichts⸗Kommiſſion. 


Die zum Nachlaſſe des hierſelbſt verſtorbenen Brauers 
und Rathsherrn Johann Daniel Schoenfeld gehörigen 
Grundſtücke, als: 

1) das in der Stettiner Straße sub No. 211 bele⸗ 
gene ganzlagige Wohnhaus nebſt dazu gehöriger 
Hauswieſe, 

2) die im Füllenort sub No. 18 belegene Wieſe, 

3) die vor dem Bahn'ſchen Thore belegene ganze 
Scheune, 

4) die vor dem Stettiner Thore belegene maſſiv er⸗ 
bauete Remiſe, 

5) der vor dem Stettiner Thore belegene Garten, 

6) der vor dem Stettiner Thore belegene wüſte Scheu⸗ 
nenplatz, f a 0 

zufolge der nebſt Hypothekenſchein und Bedingungen in 

unſerer Regiſtratur einzuſehenden Taxe auf 8314 Thlr. 

27 ſgr. 3 pf. gerichtlich abgeſchätzt, follen 

am 27ſten März 1850, Vormittags 11 Uhr, 
an ordentlicher Gerichtsſtelle hierſelbſt ſubhaſtirt wer⸗ 
den. 

Zugleich werden alle unbekannten Realprätendenten 
aufgeboten, ſich bei Vermeidung der Präkluſion mit 
ihren Anſprüchen an die zum Verkauf geſtellten Grund⸗ 
ſtücke ſpäteſtens in dieſem Termine zu melden. 

Ppritz, den Aten September 1849. l 

Königliche Kreis⸗Gerichts⸗Deputation. 


; Ho lz f. 
Am 21ſten d. M., Nachmittags 4 Uhr, ſollen auf 
dem Rathsholzhofe 
28 Klafter eſchen Knüppelholz, 


% buchen Klobenholz, 
57%, „ birken Klobenholz, 
53 = birken Knüppelholz 


meiſtbietend in Kaveln von einigen Klaftern verkauft 
werden. Stettin, den 10ten September 1849. 
Die Oekonomie-Deputation des Magiſtrats. 


Bekanntmachung. 

Am sten d. Mts., Vormittags 10 Uhr, wird auf 
dem Königs- Platze der Verkauf von 7 ausrangirten 
Artillerie-Pferden meiſtbietend gegen gleich baare Be⸗ 
zahlung ſtatt finden, wozu Kaufliebhaber eingeladen 
werden. Stettin, den Aten September 1849, 

Die Ifte Abtheilung 2ter Artillerie-Brigade. 
0 Hay duck. 


Verkäufe beweglicher Sachen. 


Wiener Putzpulver, 


das Paquet 2 ſgr. 
Mittelſt dieſes Pulvers kann man augenblicklich allen 
Metallen, als Gold, Silber, Kupfer, Meſſing, Zinn, 
Stahl, Eiſen ꝛc., den prachtvollſten, tiefſten Glanz er⸗ 
theilen. Zu haben bei 


Ferd. Müller et Comp., 


Börſe. 


Bzrmiet hungen. 


In meinem Hauſe gr. Oderſtraße No. 10 ſteht eine 
freundliche Wohnung im dritten Stock zur ſofortigen 
Vermiethung frei, beſtehend aus 4 Stuben, heller Küche, 
Kammern und allem Zubehör; ebenſo parterre zwei 
Zimmer zum Comptoir, der große gewölbte Hauskeller 
und ein Getreide-Boden im Speicher. 

G. v. Melle. 


Anzeigen vermiſehten Inhalts. 


Die laufenden Zinſen der Stettiner Börſenhaus⸗ 
Obligationen werden gegen Aushändigung der Zins⸗ 
quittungen No. 12 in den Tagen vom Iften bis 15ten 
Oktober c., Vormittags, durch den Herrn Major Fritze 
im Lokale der Servis-Deputation gezahlt. 

Stettin, den aten September 1849. 

Die Vorſteher der Kaufmannſchaft. 

2 Penſionaire finden bei einem Lehrer freundliche 
Aufnahme gr. Oderſtraße No. 1, 3 Treppen hoch. 
—— 


Geld verkehr. 


2000 Thlr. werden gegen ſichere Hypothek zum Iſten 
Oktober a. e. auf ein ſolides Grundſtück hier am Orte 
von einem prompten Zinszahler geſucht. Näheres in 
der Exped. d. Bl. Stettin, den 12, September 1849 


